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Unterlage TOP 7 /60. Sitzung des NBG 

Datum: 14.03.2022 

Beschlussvorlage  

Thema: Thesen zur Studie des 

Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen 
Eingebracht von: Jorina Suckow, Arnjo Sittig, Miranda Schreurs 

Hintergrund 
Die Studie des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) beleuchtet die 

Herausforderungen für Mitglieder und Kandidierende des NBG (Bürger*innen, 

Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, Beratungsnetzwerk) in der Aufbauphase des 

NBG (2016-2018). Die in der Studie formulierten Empfehlungen wurden von einer NBG-

internen Arbeitsgruppe betrachtet.   

Die zentrale Empfehlung der KWI-Studie, Rolle und Aufgaben der NBG-Mitglieder zu klären 

ist nachvollziehbar, aber in dieser Form vielleicht unmöglich umzusetzen. Es gab in der 

Vergangenheit mehrere Anläufe, diese Fragen zu klären und dennoch sind sie ohne 

greifbares Ergebnis geblieben. Ein neuer Anlauf ohne methodische Veränderung erscheint 

daher nicht sinnvoll. 

Das NBG möchte daher folgende Thesen zur Diskussion stellen:    

 

These 1:  

Einheitlicher Zeitpunkt zur Berufung alle drei Jahre 
Das Gremium ist in seiner Zusammensetzung sehr pluralistisch und hat eine flache 

Hierarchie. Das ist für die ihm vorgesehene Rolle im Standortauswahlprozess auch 

angemessen. Damit die Mitglieder dennoch als Gruppe koordiniert agieren können, 

bräuchten sie eine gemeinsame zeitliche Dynamik. Diese wird aber durch die zerstückelten 

Berufungszeiträume immer wieder zerstört.  

Die Gruppe kann nie drei Jahre am Stück arbeiten, mehrmals innerhalb der Periode gibt es 

personelle Veränderungen. Insbesondere der 18-monatige Wahlrhythmus der 

Bürger*innen bringt Personen zu Zeitpunkten in das Gremium, bei denen die Gruppen- und 

Strategiebildung bereits durchlaufen ist. Für ein wissenschaftliches Gremium mag dies 

anregend sein, in einem gesellschaftlich und politisch arbeitendes Gremium behindert es 

die gemeinsame Arbeit. 

Einzelne Mitglieder (Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, aber auch Bürger*innen) 

können bis zu neun Jahre mitwirken. So kommt es dazu, dass Einzelmitglieder die fehlende 

Gesamtstrategie ausgleichen und ihre eigenen Prioritäten und strategischen Projekte 

verfolgen. Das ist aus individueller Sicht vernünftig, für das Gesamtgremium ist es fatal, 

weil jeder und jede zunehmend eine eigene Agenda verfolgt. Wenn die NBG-



Seite 2 von 3 
 

Nationales Begleitgremium l Geschäftsstelle l Buchholzweg 8 l 13627 Berlin 

Tel +49 (0)30 8903 5655 l geschaeftsstelle@nationales-begleitgremium.de l www.nationales-begleitgremium.de 

Geschäftsstelle in dieser Situation keine Struktur anbietet, weil sie diese aus 

unterschiedlichsten Gründen nicht anbieten darf, soll oder kann, dann kommt es zur 

Kakophonie ohne produktive Spannung. 

Eine mögliche Empfehlung könnte also sein, den Drei-Jahres-Rhythmus in allen 

Berufungswegen zu vereinheitlichen und strikt einzuhalten. Das würde dem Gremium die 

Möglichkeit eröffnen, sich als Gruppe wirklich zu formen und in diesem Prozess die Rollen- 

und Aufgabenklärung nicht individuell und zeitlich zerstückelt, sondern gemeinsam als 

Gremium zu durchlaufen. 

Dies wäre auch ohne Änderung des StandAG möglich. Das BMUV könnte das 

Wahlverfahren regelmäßig alle drei Jahre durchführen. Die Ernennungen der Bürger*innen 

durch die Ministerin könnten dann – ggf. leicht verzögert – genau zu dem Zeitpunkt 

erfolgen, wenn auch Bundestag und Bundesrat die Persönlichkeiten des öffentlichen 

Lebens wählen. Falls ein NBG-Mitglied vorzeitig ausscheidet, könnte entweder der Sitz 

vakant bleiben oder eine nachrückende Person für den Rest der Amtszeit benannt werden. 

Das Verfahren würde dem NBG eine personelle Kontinuität für mindestens drei Jahre 

ermöglichen.  

Die möglichen individuellen Amtszeiten von drei, sechs oder neun Jahren würden den 

Wissenstransfer über die Perioden hinaus absichern. Denn eine durchschnittliche Amtszeit 

von sechs Jahren erscheint für alle NBG-Mitglieder sinnvoll. In diesem Zeitraum können 

sich sowohl Laienbürger*innen als auch Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens gut in die 

komplexe Materie einarbeiten, behalten aber dennoch die notwendige Distanz für den 

kritischen Blick auf die Arbeit der hauptamtlich arbeitenden Institutionen. Dadurch, dass 

einzelne Mitglieder für drei oder neun Jahre mitwirken, ergibt sich eine zeitliche 

Überlappung zur Weitergabe von prozeduralem und fachlichem Know-how. 

 

These 2:  

Kandidat*innen und Neumitglieder transparenter vorbereiten  
Um einen reibungslosen Übergang und Wissenstransfer von alten zu neuen NBG-

Mitgliedern zu gewährleisten, empfiehlt es sich, einerseits die Informationen seitens der 

Geschäftsstelle für neue Mitglieder zu erweitern und andererseits ihnen Patinnen und 

Paten aus der Mitte des Gremiums in der Anfangsphase zur Seite zu stellen.  

Eine Art „Arbeitsplatzbeschreibung“ mit den vielfältigen Möglichkeiten der Mitarbeit 

verbunden mit der Transparenz über den zu erwartenden Arbeitsaufwand sowie die 

finanziellen Aufwandsentschädigungen wäre bereits im Vorfeld der Ernennung bzw. der 

Wahl für interessierte, potentiell neue Mitglieder hilfreich. Die Gehaltsstrukturen im 

öffentlichen Dienst sind bekannt, ebenso die Aufwandentschädigungen in der Beratungs- 

und Planungsgruppe oder auch in der Entsorgungskommission (ESK). Dementsprechend 

wäre es im Sinne der Transparenz zu begrüßen, wenn das Gremium auch seine 

Vergütungsregelungen offenlegt. 

 

These 3: 

Rolle und Aufgabe des Beratungsnetzwerk diskutieren 
Das Beratungsnetzwerk (BNW) ist aus dem Wahlverfahren der Bürgervertreter*innen 

heraus entstanden und soll „den Bürgervertretern auch im weiteren Verfahren 

unterstützend zur Seite stehen und dabei auf den Arbeitsergebnissen aus den Bürgerforen 
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aufbauen.“ Die Strukturen eines Netzwerkes aufzubauen und zu pflegen, erfordert 

erhebliche Ressourcen der Bürgervertreter*innen und der Geschäftsstelle des NBG, die 

nicht im erforderlichen Maße vorhanden sind. Zudem hat die Pandemie den Kontakt 

zwischen Bürgervertreter*innen und BNW in den letzten zwei Jahren erheblich 

eingeschränkt. Durch das Forum Endlagersuche, die Beratungs- und Planungsgruppe sowie 

durch die vielen zivilgesellschaftlichen Organisationen sind weitere vielfältige 

Möglichkeiten des Engagements und der Einflussnahme, auch für die Mitglieder des BNW, 

geschaffen worden. 

Im Sinne des lernenden und selbsthinterfragenden Verfahrens bedarf es einer Diskussion 

über die Rolle und Unterstützungsmöglichkeiten des BNW. Dies wird u.a. bei einem 

Präsenztreffen im Mai dieses Jahres geschehen. Das NBG empfiehlt dem BMUV, 

gemeinsam mit dem NBG und dem BNW die mögliche Rolle und Arbeit des BNW zu 

diskutieren und dabei auch die Rolle des BMUV in den Blick zu nehmen. 

 

Das Nationale Begleitgremium möge beschließen, dass 
die benannten Thesen dem BMUV zugesandt und auf der Veranstaltung zur 
Veröffentlichung der Studie präsentiert und diskutiert werden.  

 


